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Die Beklagte wird unter Aufhebung des Bescheides vom 16.10.2015 in Gestalt des
Widerspruchsbescheides vom 10.04.2019 verurteilt, den KlÃ¤ger mit einem Rollfiets
zu versorgen. Die Beklagte trÃ¤gt die auÃ�ergerichtlichen notwendigen Kosten des
KlÃ¤gers.

Tatbestand:

Die Beteiligten streiten um die Versorgung des KlÃ¤gers mit einem sog. Rollfiets,
d.h. eines Fahrradrollstuhls, bei dem der Rollstuhl durch ein angestecktes Fahrrad
angetrieben wird.

Der im Mai 19xx geborene KlÃ¤ger leidet unter einer subakuten sklerosierenden
Panenzephalitis (SSPE). Er ist bei der Beigeladenen gesetzlich krankenversichert. Er
bewohnt mit seinen Eltern und seinen beiden Ã¤lteren BrÃ¼dern gemeinsam eine
Wohnung und ist in einer Werkstatt fÃ¼r behinderte Menschen (WfbM) tÃ¤tig.
ErgÃ¤nzend zu seinem Werkstatteinkommen bezieht er Leistungen der
Grundsicherung im Alter und bei Erwerbsminderung nach dem Vierten Kapitel des
Sozialgesetzbuches ZwÃ¶lftes Buch â�� Sozialhilfe â�� (SGB XII). Die hÃ¤usliche
Pflege wird im Wesentlichen durch die Mutter des KlÃ¤gers sichergestellt. Einmal
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wÃ¶chentlich nimmt der KlÃ¤ger an einer Schwimmgruppe fÃ¼r Menschen mit
Behinderung teil.

Im Alter von 14 Jahren machten sich bei dem KlÃ¤ger erste gesundheitliche
AuffÃ¤lligkeiten bemerkbar, als er hÃ¤ufiger unvermittelt nach hinten fiel,
zunÃ¤chst einmal in der Woche, spÃ¤ter mehrmals tÃ¤glich. Aufgrund dessen
wurde zunÃ¤chst die Diagnose einer Epilepsie mit SturzanfÃ¤llen gestellt und es
wurde eine entsprechende Behandlung eingeleitet. Bis dahin besuchte der KlÃ¤ger
eine Gesamtschule mit guten Leistungen und war sportlich sehr aktiv. So betrieb er
im Verein Leichtathletik und spielte FuÃ�ball. Im November 2011 wurde in der
Unikinderklinik Datteln eine SSPE diagnostiziert. Seitdem erfolgt die Behandlung des
KlÃ¤gers u.a. durch die Unikinderklinik A.

Die Erkrankung schritt im Folgenden rasch fort und der KlÃ¤ger verlor nach und
nach seine motorischen und kognitiven Fertigkeiten. Im Februar 2012 wurde eine
intrathekale Alpha-Interferon-Pumpe implantiert, wobei es zu diesem Zeitpunkt
bereits zu einer Abnahme der GehfÃ¤higkeit des KlÃ¤gers gekommen war. Trotz der
Therapie schritt die Erkrankung fort, mit einer deutlichen SchwÃ¤che der rechten
KÃ¶rperhÃ¤lfte und Harninkontinenz.

In der Folgezeit erlitt der KlÃ¤ger eine Venenthrombose im rechten Bein sowie
einen Dekubitus, in dessen Folge zum Schutz der WundflÃ¤che ein kÃ¼nstlicher
Darmausgang eingerichtet wurde.

In der Vergangenheit war der KlÃ¤ger durch die Beigeladene mit einen
Elektrorollstuhl mit Aufstehfunktion versorgt worden (Modell C 500), der jedoch, was
zischen den Beteiligten nicht streitig ist, seit dem Jahre 2018 defekt ist. Ã�ber eine
Neuversorgung des KlÃ¤gers mit einem Elektrorollstuhl mit Stehfunktion (Modell F5
Corpus VS) ist seit dem 17.06.2019 zwischen der Beigeladenen und dem KlÃ¤ger
ein Klageverfahren bei der 50. Kammer des Sozialgerichts (S 50 KR xxx/19)
anhÃ¤ngig, in dem einer Neuversorgung vonseiten der Beigeladenen
entgegengehalten wird, der KlÃ¤ger sei nicht in der Lage, einen Elektrorollstuhl
eigenstÃ¤ndig ohne Eigen- und FremdgefÃ¤hrdung zu nutzen.

Aktuell ist der KlÃ¤ger mit einem manuellen Multifunktionsrollstuhl versorgt, der bei
Bedarf mit einer Brems- und Schiebhilfe versehen werden kann. GrÃ¶Ã�ere
Strecken legt der KlÃ¤ger in Begleitung seiner Eltern mit einem PKW, dessen
behindertengerechter Umbau von den Eltern finanziert wurde, zurÃ¼ck.

Das im vorliegenden Verfahren strittige Rollfiets wurde von der Klinik fÃ¼r Kinder-
und Jugendmedizin des UniversitÃ¤tsklinikums A. am 20.05.2015 verordnet. Auf
Grundlage dieser Verordnung Ã¼bersandte die SanitÃ¤tshaus W. GmbH mit
Schreiben vom 22.09.2015 einen Kostenvoranschlag fÃ¼r ein Rollfiets i.H.v.
10.530,32 EUR an die Beigeladene.

Die Beigeladene leitete den Antrag auf KostenÃ¼bernahme fÃ¼r das Rollfiets mit
Schreiben vom 29.09.2015 an den Beklagten unter Hinweis auf Â§ 14 des
Sozialgesetzbuches Neuntes Buch -Rehabilitation und Teilhabe von Menschen mit
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Behinderungen â�� (SGB IX) weiter. Der KlÃ¤ger sei bereits mit einem speziell
angepassten Elektrorollstuhl versorgt, der dem Ausgleich der Behinderung diene.
Ein zusÃ¤tzliches Rollfiets diene ausschlieÃ�lich der Erweiterung des
Bewegungsradius und falle damit in den ZustÃ¤ndigkeitsbereich der Beklagten.

Die Beklagte lehnte den Antrag auf KostenÃ¼bernahme fÃ¼r das Rollfiets mit
Bescheid vom 16.10.2015 ab. Zur BegrÃ¼ndung fÃ¼hrte sie an, dass der KlÃ¤ger
zum Ausgleich der durch die Behinderung bedingten MÃ¤ngel von der Beigeladenen
bereits einen Elektrorollstuhl erhalten habe. Bei dem begehrten Rollfiets handele es
sich um einen Gegenstand, der zur AusÃ¼bung einer speziellen Sportart
erforderlich sei. Dieser Bedarf sei jedoch vom Sozialhilferecht nicht erfasst.

Gegen diesen Bescheid vom 16.10.2015 legte der KlÃ¤ger mit Schreiben vom
20.11.2015 Widerspruch ein. Zur BegrÃ¼ndung fÃ¼hrte er an, dass er keine
Sportart ausÃ¼ben kÃ¶nne. Das Rollfiets solle u.a. genutzt werden, um
Fahrradtouren mit der Familie zu unternehmen.

Mit einem Widerspruchsbescheid vom 06.01.2016 wies zunÃ¤chst die Beklagte den
Widerspruch vom 19.11.2015 gegen den Bescheid vom 16.10.2015 als
unbegrÃ¼ndet zurÃ¼ck.

Hierauf hat der KlÃ¤ger am 28.01.2016 Klage erhoben. Das Gericht hat
Befundberichte der den KlÃ¤ger behandelnden Ã�rzte sowie ein
neuropÃ¤diatrisches Gutachten des Herrn Dr. med. D., Facharzt fÃ¼r Kinder- und
Jugendmedizin, in D., eingeholt.

In einem ErÃ¶rterungstermin vom 12.11.2018 hat die Beklagte den
Widerspruchsbescheid vom 06.01.2016 unter Hinweis auf ihre UnzustÃ¤ndigkeit
aufgehoben.

Mit Widerspruchsbescheid vom 10.04.2019 hat der Landschaftsverband R. als
Ã¼berÃ¶rtlicher TrÃ¤ger der Sozialhilfe den Widerspruch vom 20.11.2015 gegen
den Bescheid vom 16.10.2015 unter Beteiligung sozial erfahrener Dritter als
unbegrÃ¼ndet zurÃ¼ckgewiesen. Ein Anspruch auf Versorgung mit einem Rollfiets
auf Grundlage des Â§ 33 des Sozialgesetzbuches FÃ¼nftes Buch â�� Gesetzliche
Krankenversicherung â�� (SGB V) bestehe nicht, da zur ErschlieÃ�ung des
Nahbereichs der von der Beigeladenen bewilligte Rollstuhl zur VerfÃ¼gung stehe.
Auch ergebe sich ein Anspruch nicht unter dem Aspekt der Teilhabe am Leben in
der Gemeinschaft (Â§ 55 SGB IX a.F.). Es sei nicht erkennbar, dass ein Rollfiets zum
Ausgleich der behinderungsbedingten Defizite erforderlich sei. Der KlÃ¤ger habe
seinen Lebensmittelpunkt bei seinen Eltern. Dort sei er in der Lage, sich mit dem
vorhandenen Rollstuhl frei zu bewegen. Ein anderes Hilfsmittel kÃ¶nne nur dann
gewÃ¤hrt werden, wenn dieses Hilfsmittel im Einzelfall erforderlich sei, um die
Behinderung auszugleichen. Erforderlich bedeute, dass der behinderte Mensch auf
das GerÃ¤t angewiesen sei. Eine sinnvolle Verwendung reiche nicht aus.

Der KlÃ¤ger fÃ¼hrt an, dass mit dem Rollfiets nicht nur lediglich die regelmÃ¤Ã�ige
Teilnahme an FahrradausflÃ¼gen mit der Familie und Freunden geplant sei. So
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werde er auch hÃ¤ufig von gleichaltrigen Freunden besucht. Im Moment mÃ¼ssten
die Freunde immer zu ihm kommen. Mit einem Rollfiets bestÃ¼nde die
MÃ¶glichkeit, dass seine Freunde ihn auch mitnehmen kÃ¶nnten. Im Moment
kÃ¶nne er sich nur bei seinen Eltern aufhalten. Ein Rollfiets sei im Ã�brigen auch
schon fÃ¼r einen Zeitraum von zwei Wochen erfolgreich ausprobiert worden.

Der KlÃ¤ger beantragt, die Beklagte unter Aufhebung des Bescheides vom
16.10.2015 in Gestalt des Widerspruchsbescheides vom 10.04.2019 zu verurteilen,
ihn mit einem Rollfiets zu versorgen.

Die Beklagte beantragt, die Klage abzuweisen.

Sie nimmt auf den Widerspruchsbescheid vom 10.04.2019 Bezug. Weiterhin ist sie
der Auffassung, dass nicht jede Erleichterung der Teilhabe auch notwendig im
Rechtssinne sei. Die MobilitÃ¤t des KlÃ¤gers werde bereits durch die Versorgung
mit einem Rollstuhl und die MÃ¶glichkeit des Transports mit einem Pkw
sichergestellt. Der KlÃ¤ger habe im Laufe des Klageverfahrens bereits das 20.
Lebensjahr vollendet, so dass der Kontakt mit Gleichaltrigen nicht mehr auf den
Transport mit Fahrrad und Rollfiets beschrÃ¤nkt sei. Vielmehr dÃ¼rften
Gleichaltrige mittlerweile auch Ã¼ber einen FÃ¼hrerschein verfÃ¼gen. Im Ã�brigen
sei zweifelhaft, ob es sich bei der Teilnahme an Fahrradtouren um einen
sozialhilferechtlich relevanten Bedarf handele. SchlieÃ�lich scheitere eine
HilfegewÃ¤hrung bereits an Â§ 9 Abs. 3 der Eingliederungshilfeverordnung
(EinglHV), da der KlÃ¤ger nicht in der Lage sei, das Rollfiets eigenstÃ¤ndig zu
bedienen.

Die Beigeladene stellt keinen Antrag.

BezÃ¼glich des Sach- und Streitstandes im Ã�brigen wird verwiesen auf den Inhalt
der Gerichtsakte sowie auf den Inhalt der den KlÃ¤ger betreffenden Leistungsakte
der Beklagten, die Gegenstand der Entscheidungsfindung waren.

EntscheidungsgrÃ¼nde:

I. Gegenstand des Klageverfahrens im Sinne des Â§ 95 des Sozialgerichtsgesetzes
(SGG) ist der Bescheid der Beklagten vom 16.10.2015 in Gestalt des
Widerspruchsbescheides vom 10.04.2019. Statthafte Klageart ist die kombinierte
Anfechtungsâ�� und Leistungsklage gem. Â§ 54 Abs. 1 und 4 SGG (vgl. etwa BSG,
Urteil vom 04.04.2019, B 8 SO 12/17 R, Rn. 13.).

Die beigeladene Krankenkasse des KlÃ¤gers, die den Antrag auf
KostenÃ¼bernahme fÃ¼r das Rollfiets, gestellt durch das Schreiben des
SanitÃ¤tshaus W. GmbH vom 22.09.2015, mit Schreiben vom 29.09.2015 an die
Beklagte unter Hinweis auf Â§ 14 SGB IX weiterleitete, war als (mÃ¶glicherweise) im
InnenverhÃ¤ltnis materiell-rechtlich verpflichteter TrÃ¤ger nach Â§ 75 Abs. 2 1. Alt.
SGG notwendig beizuladen (vgl. nur Ulrich, in: Schlegel/Voelzke, jurisPK-SGB IX, 3.
Aufl. (2018), Â§ 14 SGB IX, Rn. 127, m.w.N.; vgl. auch BSG, Urteil vom 04.04.2019, 
a.a.O., Rn. 17.)
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II. Die zulÃ¤ssige Klage ist begrÃ¼ndet. Die angefochtenen Bescheide beschweren
den KlÃ¤ger, da sie rechtswidrig sind (Â§ 54 Abs. 2 Satz 1 SGG). Der KlÃ¤ger hat
einen Anspruch auf Versorgung mit einem Rollfiets, der aus Â§ 14 Abs. 2 Satz 4 SGB
IX i.V.m. Â§ 19 Abs. 3 SGB XII i.V.m. Â§Â§ 53 Abs. 1 Satz 1, 54 Abs. 1 Satz 1 SGB XII, 
Â§ 55 Abs. 1, Abs. 2 Nr. 1 SGB IX a.F., Â§ 9 EinglHV folgt.

1. Unbeschadet des Umstandes, dass gem. Â§ 2 Abs. 1a) des
LandesausfÃ¼hrungsgesetzes zum SGB XII fÃ¼r das Land Nordrhein-Westfalen (AG-
SGB XII NRW) vom 16.12.2004 i.V.m. Â§ 2 Abs. 1 Nr. 4 der
AusfÃ¼hrungsverordnung zum SGB XII des Landes Nordrhein-Westfalen (AV-SGB XII
NRW) vom 16.12.2004 (bzw. des aktuell geltenden Â§ 2a Abs. 1 Nr. 4
LandesausfÃ¼hrungsgesetz zum SGB XII fÃ¼r das Land Nordrhein-Westfalen (AG-
SGB XII NRW)) der Ã¼berÃ¶rtliche TrÃ¤ger der Sozialhilfe fÃ¼r die Versorgung
behinderter Menschen mit grÃ¶Ã�eren Hilfsmitteln, d.h. solche, deren Preis
mindestens 180 EUR betrÃ¤gt, zur Teilhabe am Leben an der Gemeinschaft im
Sinne des Â§ 54 Abs. 1 Satz 1 SGB XII in Verbindung mit Â§ 55 SGB IX a.F.
zustÃ¤ndig war und ist, war gleichwohl die Beklagte als Ã¶rtlicher TrÃ¤ger der
Sozialhilfe sachlich fÃ¼r den Erlass des Bescheides vom 16.10.2015 zustÃ¤ndig.
Dies folgt bereits aus ihrer ZustÃ¤ndigkeit als zweitangegangener
RehabilitationstrÃ¤ger. Denn Â§ 14 SGB IX betrifft auch die sachliche
ZustÃ¤ndigkeit (vgl. nur Ulrich, a.a.O., Â§ 14 SGB IX, Rn. 45), womit der Beklagten
als zweitangegangener TrÃ¤ger eine nochmalige Weiterleitung des Antrags an den
Ã¼berÃ¶rtlichen TrÃ¤ger nicht mÃ¶glich gewesen wÃ¤re. Zwar hatte die Beklagte
mit dem Widerspruchsbescheid vom 06.01.2016 als unzustÃ¤ndige
WiderspruchsbehÃ¶rde entschieden (Â§ 85 Abs. 2 SGG, Â§ 3 SGB XII), womit der
ursprÃ¼ngliche Widerspruchsbescheid formell rechtswidrig war. Nach Aufhebung
des Widerspruchsbescheides vom 06.01.2016 hat dann der Landschaftsverband R.
als Ã¼berÃ¶rtlicher TrÃ¤ger der Sozialhilfe mit Widerspruchsbescheid vom
10.04.2019 den Widerspruch vom 20.11.2015 gegen den Bescheid vom 16.10.2015
unter Beteiligung sozial erfahrener Dritter (Â§ 116 Abs. 2 SGB XII) als
unbegrÃ¼ndet zurÃ¼ckgewiesen.

2. Gem. Â§ 14 SGB Abs. 1 Satz 1 1. Halbs. IX stellt der RehabilitationstrÃ¤ger dann,
wenn Leistungen zur Teilhabe beantragt werden, innerhalb von zwei Wochen nach
Eingang des Antrages bei ihm fest, ob er nach dem fÃ¼r ihn geltenden
Leistungsgesetz fÃ¼r die Leistung zustÃ¤ndig ist. Stellt er bei der PrÃ¼fung fest,
dass er fÃ¼r die Leistung insgesamt nicht zustÃ¤ndig ist, leitet er den Antrag
unverzÃ¼glich dem nach seiner Auffassung zustÃ¤ndigen RehabilitationstrÃ¤ger zu
und unterrichtet hierÃ¼ber den Antragsteller (Satz 2). Â§ 14 Abs. 2 Satz 1 SGB IX
bestimmt weiter, dass wenn der Antrag nicht weitergeleitet wird, der
RehabilitationstrÃ¤ger den Rehabilitationsbedarf anhand der Instrumente zur
Bedarfsermittlung nach Â§ 13 SGB IX unverzÃ¼glich und umfassend feststellt und
die Leistungen erbringt (leistender RehabilitationstrÃ¤ger). Nach Satz 4 gilt dies,
wenn der Antrag weitergeleitet wird, fÃ¼r den RehabilitationstrÃ¤ger, an den der
Antrag weitergeleitet worden ist, entsprechend. Der zweitangegangene
RehabilitationstrÃ¤ger darf den Antrag nicht ein zweites Mal weiterleiten, sondern
muss einen Bescheid erteilen (vgl. BSG, Urteil vom 26.06.2007, NZS 2008, 436
(437)). Die Beklagte ist als RehabilitationstrÃ¤ger gem. Â§ 6 Abs. 1 Nr. 7 SGB IX a.F.
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("TrÃ¤ger der Sozialhilfe") bzw. Â§ 6 Abs. 1 Nr. 7 in der seit dem 01.01.2018
geltenden Fassung ("TrÃ¤ger der Eingliederungshilfe") an die Weiterleitung des
Antrags durch die beigeladene Krankenkasse gebunden. Die Beklagte kann
demnach im VerhÃ¤ltnis zum KlÃ¤ger nicht einwenden, dass nicht sie, sondern die
beigeladene Krankenkasse zustÃ¤ndig sei. In diesem Fall ist die Beklagte gehalten,
gegenÃ¼ber der Beigeladenen einen Erstattungsanspruch auf Grundlage des Â§ 16
SGB IX geltend zu machen. Die Weiterleitung des Antrags vom 22.09.2015 durch
die Beigeladene erfolgte mit Schreiben vom 29.09.2015 auch binnen der
Zweiwochenfrist, denn maÃ�geblich kommt es auf die Absendung des Antrags
durch die Beigeladene an und nicht darauf, wann der Antrag bei der Beklagten
eingegangen ist (vgl. Ulrich, a.a.O., Rn. 72, m.w.N.).

GrundsÃ¤tzlich muss der zweitangegangene RehabilitationstrÃ¤ger Ã¼ber den
Antrag abschlieÃ�end nach dem materiell zutreffenden Recht ohne BeschrÃ¤nkung
auf "sein" Leistungsrecht entscheiden und den Antrag umfassend, d.h. auf alle nach
Lage des Falles in Betracht kommenden Leistungen hin prÃ¼fen (vgl. Ulrich, a.a.O., 
Â§ 14 SGB IX, Rn. 104), wobei vorliegend eine LeistungsgewÃ¤hrung als Leistung
der medizinischen Rehabilitation oder als Leistungen zur Teilhabe an der
Gemeinschaft (Â§ 5 Nr. 1 bzw. Nr. 4 SGB IX a.F.) im Raum stand.

Zur Ã�berzeugung der Kammer besteht ein Anspruch des KlÃ¤gers auf Versorgung
mit einem Rollfiets als Leistung zur Teilhabe an der Gemeinschaft, mithin als
Leistung der Eingliederungshilfe nach dem Sechsten Kapitel des SGB XII. Auf den
allein im Rahmen des Â§ 33 SGB V interessierenden Umstand, dass es sich bei dem
Rollfiets um einen sog. mittelbaren Behinderungsausgleich handelt (vgl. dazu etwa
instruktiv: Sommer, in: Sommer (Stand: 27.02.2018), Â§ 33 SGB V, Rn. 10b ff.) und
der sich aus dieser Erkenntnis ergebenen Frage, ob das GrundbedÃ¼rfnis des
KlÃ¤gers an MobilitÃ¤t bereits mit der Versorgung durch die Beigeladene mit einem
Rollstuhl gedeckt ist, kommt es bei der GewÃ¤hrung des Hilfsmittels als Leistung
der Eingliederungshilfe nach dem Sechsten Kapitel des SGB XII nicht an. Denn eine
zwischen der von der Rechtsprechung zum Recht der gesetzlichen
Krankenversicherung zu Â§ 33 SGB V entwickelte Differenzierung zwischen einem
mittelbaren und unmittelbarem Behinderungsausgleich ist den Vorschriften des Â§
55 Abs. 1, Abs. 2 Nr. 1 SGB IX a.F. sowie des Â§ 9 EinglHV fremd. Relevanz gewinnt
die derzeitige Versorgung des KlÃ¤gers allerdings im Rahmen der PrÃ¼fung der
Notwendigkeit i.S.d Â§ 4 Abs. 1 SGB IX (dazu sogleich unter II., 3., b), ee) der
EntscheidungsgrÃ¼nde). Denn eine Versorgung des KlÃ¤gers mit einem Rollfiets
wÃ¤re dann nicht notwendig, wenn der entsprechende Bedarf bereits aufgrund der
durch die Beigeladene erfolgten Versorgung gedeckt wÃ¤re.

3. Gem. Â§ 19 Abs. 3 SGB XII werden Leistungen der Eingliederungshilfe fÃ¼r
behinderte Menschen nach dem Sechsten Kapitel des SGB XII geleistet, soweit den
Leistungsberechtigten, ihren nicht getrennt lebenden Ehegatten oder
Lebenspartnern und, wenn sie minderjÃ¤hrig und unverheiratet sind, auch ihren
Eltern oder einem Elternteil die Aufbringung der Mittel aus dem Einkommen und
VermÃ¶gen nach den Vorschriften des Elften Kapitels des SGB XII nicht zuzumuten
ist. ZunÃ¤chst liegen bei dem KlÃ¤ger die personen- sowie die leistungsbezogenen
Voraussetzungen vor.
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a) Gem. Â§ 53 Abs. 1 Satz 1 SGB XII erhalten Personen, die durch eine Behinderung
im Sinne von Â§ 2 Abs. 1 Satz 1 SGB IX wesentlich in ihrer FÃ¤higkeit, an der
Gesellschaft teilzuhaben, eingeschrÃ¤nkt oder von einer solchen wesentlichen
Behinderung bedroht sind, Leistungen der Eingliederungshilfe, wenn und solange
nach der Besonderheit des Einzelfalles, insbesondere nach Art oder Schwere der
Behinderung, Aussicht besteht, dass die Aufgabe der Eingliederungshilfe erfÃ¼llt
werden kann. Personen mit einer anderen kÃ¶rperlichen, geistigen oder seelischen
Behinderung kÃ¶nnen Leistungen der Eingliederungshilfe erhalten (Satz 2). Nach Â§
53 Abs. 3 Satz 1 SGB XII ist es besondere Aufgabe der Eingliederungshilfe, eine
drohende Behinderung zu verhÃ¼ten oder eine Behinderung oder deren Folgen zu
beseitigen oder zu mildern und die behinderten Menschen in die Gesellschaft
einzugliedern. Hierzu gehÃ¶rt insbesondere, den behinderten Menschen die
Teilnahme am Leben in der Gemeinschaft zu ermÃ¶glichen oder zu erleichtern,
ihnen die AusÃ¼bung eines angemessenen Berufs oder einer sonstigen
angemessenen TÃ¤tigkeit zu ermÃ¶glichen oder sie so weit wie mÃ¶glich
unabhÃ¤ngig von Pflege zu machen (Satz 2).

Bei dem Merkmal der Wesentlichkeit der TeilhabebeeintrÃ¤chtigung handelt es sich
um einen unbestimmten Rechtsbegriff, dessen Inhalt durch Auslegung zu ermitteln
ist. Ausgehend von der besonderen Aufgabe der Eingliederungshilfe (Â§ 53 Abs. 3
SGB XII) ist eine TeilhabebeeintrÃ¤chtigung infolge einer Behinderung dann
wesentlich, wenn sie die Gefahr in sich birgt, dass der behinderte Mensch durch sie
aus der Gesellschaft ausgegliedert wird oder durch sie bereits ausgegliedert ist (vgl.
LSG Niedersachsen-Bremen, Beschluss vom 05.08.2010, L 8 SO 143/10 B ER, Rn.
12, m.w.N). Diese personenbezogenen Voraussetzungen liegen bei dem KlÃ¤ger,
was zwischen den Beteiligten auch nicht streitig ist, vor. So ist der KlÃ¤ger nach den
Feststellungen des SachverstÃ¤ndigen, denen das Gericht folgt, seit der
Manifestation der SSPE im Jahr 2011/2012 massiv in seiner FÃ¤higkeit, an der
Gesellschaff teilzuhaben, eingeschrÃ¤nkt. Weiterhin fÃ¼hrt der SachverstÃ¤ndige
aus, dass die Teilhabe am Arbeitsleben des KlÃ¤gers, bis zum Eintritt in die
Werkstatt fÃ¼r angepasste Arbeit die schulische Teilhabe, durch seine
ausgeprÃ¤gten motorischen EinschrÃ¤nkungen (keine selbstÃ¤ndige
Fortbewegung, nur eingeschrÃ¤nkte BewegungsmÃ¶glichkeiten der oberen
ExtremitÃ¤t, kein selbstÃ¤ndiges Sitzen, kein selbstÃ¤ndiger Stand) und durch die
kognitiven EinschrÃ¤nkungen umfassend beeintrÃ¤chtigt gewesen sei. Eine
eigenstÃ¤ndige KÃ¶rperpflege, eigenstÃ¤ndige ToilettengÃ¤nge sowie eine
eigenstÃ¤ndige ErnÃ¤hrung seien nicht mÃ¶glich. Zudem bestÃ¼nden deutliche
kognitive EinschrÃ¤nkungen mit verminderter KommunikationsfÃ¤higkeit und
reduziertem VerstÃ¤ndnis komplexerer ZusammenhÃ¤nge. AuftrÃ¤ge kÃ¶nnten oft
nicht sofort umgesetzt werden. Die gesellschaftliche Teilhabe sei ebenfalls durch
die motorischen EinschrÃ¤nkungen deutlich reduziert. Eine gezielte selbstÃ¤ndige
Fortbewegung sei dem KlÃ¤ger auÃ�erhalb von Wohnung und Werkstatt auch mit
Hilfe eines Elektrorollstuhls nicht ohne eine Hilfsperson mÃ¶glich. Bei weiteren
Strecken sei die BefÃ¶rderung mit einem Auto notwendig, so dass die Begleitperson
Ã¼ber einen FÃ¼hrerschein und ein ausreichend groÃ�es Auto verfÃ¼gen
mÃ¼sse. Auch die reduzierte KommunikationsfÃ¤higkeit fÃ¼hre zu einer hohen
AbhÃ¤ngigkeit von einer Hilfsperson auÃ�erhalb gewohnter Umgebungen. Die
genannten Schwierigkeiten in der KÃ¶rperpflege und ErnÃ¤hrung beeintrÃ¤chtigten
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ebenfalls die gesellschaftliche Teilhabe.

b) Weiterhin liegen die leistungsbezogenen Voraussetzungen vor. Gem. Â§ 54 Abs.
1 Satz 1 SGB XII sind Leistungen der Eingliederungshilfe u.a. die in Â§ 55 SGB IX in
der am 31.12.2017 geltenden Fassung geregelten Leistungen. Gem. Â§ 55 Abs. 1
SGB IX a.F. werden als Leistungen zur Teilhabe am Leben in der Gemeinschaft die
Leistungen erbracht, die den behinderten Menschen die Teilhabe am Leben in der
Gesellschaft ermÃ¶glichen oder sichern oder sie so weit wie mÃ¶glich unabhÃ¤ngig
von Pflege machen und nach den Kapiteln 4 bis 6 des SGB IX a.F. nicht erbracht
werden. Nach Â§ 55 Abs. 2 Nr. 1 SGB IX a.F. sind Leistungen nach Abs. 1
insbesondere die Versorgung mit anderen als den in Â§ 31 SGB IX a.F. genannten
Hilfsmitteln oder den in Â§ 33 SGB IX a.F. genannten Hilfen. Â§ 9 Abs. 1 EinglHV
regelt in diesem Zusammenhang weiterhin, dass andere Hilfsmittel im Sinne des Â§
54 Abs. 1 Satz 1 SGB XII in Verbindung mit Â§ 55 SGB IX a.F. nur solche Hilfsmittel
sind, die dazu bestimmt sind, zum Ausgleich der durch die Behinderung bedingten
MÃ¤ngel beizutragen. Nach Abs. 3 Satz 1 dieser Vorschrift wird die Versorgung mit
einem anderen Hilfsmittel im Sinne des Â§ 54 Abs. 1 Satz 1 SGB XII in Verbindung
mit Â§ 55 SGB IX a.F. nur gewÃ¤hrt, wenn das Hilfsmittel im Einzelfall erforderlich
und geeignet ist, zu dem in Abs. 1 genannten Ausgleich beizutragen, und wenn der
behinderte Mensch das Hilfsmittel bedienen kann.

aa) Unter dem Begriff des Hilfsmittels werden alle Hilfen verstanden, die von dem
LeistungsempfÃ¤nger getragen oder mitgefÃ¼hrt oder bei einem
Wohnungswechsel mitgenommen werden kÃ¶nnen (vgl. SchÃ¼tze, in: Hauck/Noftz
(Stand 09/01), Â§ 55 SGB IX a.F., Rn. 23). Andere Hilfsmittel oder Hilfen i.S.d. Â§ 55
Abs. 2 Nr. 1 SGB IX a.F. sind solche, die Ã¼ber eine medizinische oder berufliche
Zweckbestimmung hinausreichen und dazu bestimmt sind, zum Ausgleich der durch
die Behinderung bedingten MÃ¤ngel beizutragen (vgl. etwa WollschlÃ¤ger, in:
Kossens/von der Heide/MaaÃ�, MÃ¼nchen (2009), Â§ 55 SGB IX a.F., Rn. 3). Nach
der Rechtsprechung des BSG ist die Abgrenzung zwischen Hilfsmitteln im Sinne der
medizinischen Rehabilitation (Â§ 31 SGB IX a.F.) und der sozialen Rehabilitation (Â§
55 Abs. 2 SGB IX a.F.) dabei nicht am Begriff des Hilfsmittels (etwa im Sinne der
Hilfsmittelrichtlinien) selbst vorzunehmen, sondern es ist darauf abzustellen, welche
BedÃ¼rfnisse mit dem Hilfsmittel befriedigt werden sollen, also welchen Zwecken
und Zielen das Hilfsmittel dienen soll (BSG, Urteil vom 19.05.2009, B 8 SO 32/07 R,
Rn. 17, m.w.N.). WÃ¤hrend Hilfsmittel im Sinne von Â§ 31 SGB IX die Aufgabe
haben, einer drohenden Behinderung vorzubeugen, den Erfolg einer Heilbehandlung
zu sichern oder eine Behinderung nur bei den GrundbedÃ¼rfnissen des tÃ¤glichen
Lebens auszugleichen, soweit sie nicht allgemeine GebrauchsgegenstÃ¤nde des
tÃ¤glichen Lebens sind, dienen "andere" Hilfsmittel i.S.d. Â§ 55 Abs. 2 Nr. 1 SGB IX
Ã¼ber die Aufgabenbestimmung nach Â§ 31 SGB IX hinaus der gesamten
AlltagsbewÃ¤ltigung; sie haben die Aufgabe, dem Behinderten den Kontakt mit
seiner Umwelt, nicht nur mit Familie und Nachbarschaft, sowie die Teilnahme am
Ã¶ffentlichen und kulturellen Leben (vgl. Â§ 58 SGB IX a.F. i.V.m. Â§ 55 Abs. 2 Nr. 7
SGB IX a.F.) zu ermÃ¶glichen und hierdurch insgesamt die Begegnung und den
Umgang mit nichtbehinderten Menschen zu fÃ¶rdern (vgl. BSG, Urteil vom
19.05.2009, a.a.O., m.w.N.).
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bb) Von einer Geeignetheit eines Hilfsmittels i.S.d. Â§ 9 Abs. 3 EinglHV wird
ausgegangen, wenn es objektiv dazu fÃ¼hrt, dass die Ziele der Eingliederungshilfe
erreicht werden, von einer Erforderlichkeit, wenn diese Ziele unter Beachtung des
Wunsch- und Wahlrechts des behinderten Menschen nicht ohne dieses Hilfsmittel
erreicht werden kÃ¶nnen (vgl. Wehrhahn, in: Schlegel/Voelzke, jurisPK-SGB XII, 2.
Aufl. (2014), Â§ 9 EinglHV, Rn. 9). Bei den Tatbestandsmerkmalen "erforderlich" und
"geeignet" in Â§ 9 Abs. 3 EinglHV handelt es sich um unbestimmte Rechtsbegriffe,
die eine Wertung durch den Rechtsanwender erlauben und verlangen. Ã�ber die
Merkmale "erforderlich" und "geeignet" wird mithin eine Auslegung der Vorschrift
im Lichte des Ã�bereinkommens der Vereinten Nationen Ã¼ber die Rechte von
Menschen mit Behinderungen vom 13.12.2006 (UN-BRK) ermÃ¶glicht (vgl. zur
BerÃ¼cksichtigung der Konvention im Rahmen der Auslegung etwa Nieding, in:
Rolfs (Hrsg.), 50 Jahre Deutscher Sozialrechtsverband â�� Inklusion behinderter
Menschen als Querschnittsaufgabe, Berlin (2016), S. 77 (S. 89) m.w.N.). Die
Auslegung der Merkmale der Erforderlichkeit und der Geeignetheit hat demnach
vÃ¶lkerrechtsfreundlich zu erfolgen, so dass die Regelungen der UN-BKR ihre
Wirkung entfalten. MaÃ�gebliche Bedeutung kommt dabei der in Art. 20 UN BRK
garantierten GewÃ¤hrleistung der persÃ¶nlichen MobilitÃ¤t zu. Hiernach treffen die
Vertragsstaaten wirksame MaÃ�nahmen, um fÃ¼r Menschen mit Behinderungen
persÃ¶nliche MobilitÃ¤t mit grÃ¶Ã�tmÃ¶glicher UnabhÃ¤ngigkeit sicherzustellen,
indem sie unter anderem die persÃ¶nliche MobilitÃ¤t von Menschen mit
Behinderungen in der Art und Weise und zum Zeitpunkt ihrer Wahl und zu
erschwinglichen Kosten erleichtern (a.); den Zugang von Menschen mit
Behinderungen zu hochwertigen MobilitÃ¤tshilfen, GerÃ¤ten, unterstÃ¼tzenden
Technologien und menschlicher und tierischer Hilfe sowie Mittelspersonen
erleichtern, auch durch deren Bereitstellung zu erschwinglichen Kosten (b.);
Menschen mit Behinderungen und FachkrÃ¤ften, die mit Menschen mit
Behinderungen arbeiten, Schulungen in MobilitÃ¤tsfertigkeiten anbieten (c.);
Hersteller von MobilitÃ¤tshilfen, GerÃ¤ten und unterstÃ¼tzenden Technologien
ermutigen, alle Aspekte der MobilitÃ¤t fÃ¼r Menschen mit Behinderungen zu
berÃ¼cksichtigen (d.). Aus der Formulierung "grÃ¶Ã�tmÃ¶gliche UnabhÃ¤ngigkeit"
in Art. 20 UN-BRK wird gefolgert, dass die Regelung eine autonome
LebensfÃ¼hrung fÃ¼r Menschen mit Behinderung zur Zielsetzung hat. Ein Leben in
freier Selbstbestimmung ist angestrebt, ohne dass der Mensch mit Behinderung von
dem Wohlwollen anderer Menschen abhÃ¤ngig ist, soweit dies vermeidbar ist (vgl.
Kreutz, in: Kreutz/Lachwitz/Trenk-Hinterberger, KÃ¶ln (2013), Art. 20 UN-BRK, Rn.
2). FÃ¼r die Auslegung der Merkmale der Erforderlichkeit und der Geeignetheit
folgt hieraus, dass diese mÃ¶glichst so auszulegen sind, dass dem Menschen mit
Behinderung im Bereich der MobilitÃ¤t eine weitgehende autonome
LebensfÃ¼hrung gewÃ¤hrt wird.

Nach der Rechtsprechung des BSG, der die Kammer nach eigener PrÃ¼fung folgt,
ist im Rahmen des Â§ 9 Abs. 3 EinglHV ein individueller und personenzentrierter
MaÃ�stab zu Grunde zu legen ("im Einzelfall"), der regelmÃ¤Ã�ig einer
pauschalierenden Betrachtung des Hilfefalls entgegensteht (BSG, Urteil vom
02.02.2012, B 8 SO 9/10 R, Rn. 26). In diesem Zusammenhang hat das BSG im Falle
einer zwanzigjÃ¤hrigen KlÃ¤gerin, die ein ZusatzgerÃ¤t fÃ¼r ein KfZ (Â§ 9 Abs. 2
Nr. 11 EinglHV) begehrte, ausgefÃ¼hrt, dass bei der Integration in die Gesellschaft
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darauf zu achten sei, dass gesellschaftliche Kontakte in ausreichendem Umfang
gewÃ¤hrleistet seien. VergleichsmaÃ�stab fÃ¼r den Umfang der gesellschaftlichen
Kontakte mÃ¼ssten darÃ¼ber hinaus gleichaltrige nichtbehinderte Personen sein.
Ein ZwanzigjÃ¤hriger befinde sich in einem Alter, in dem nichtbehinderte Menschen
Ã¼blicherweise verstÃ¤rkt gesellschaftliche AktivitÃ¤ten entwickelten. Junge
Menschen befÃ¤nden sich in diesem Alter regelmÃ¤Ã�ig in einer Ã�bergangsphase
von der Schulzeit zum Beruf, verbunden mit der Aufrechterhaltung alter und auf der
Suche nach neuen dauerhaften Beziehungen. Das BSG hat hervorgehoben, dass
dem nicht entgegengehalten werden kÃ¶nne, dass dies zu einer
Ungleichbehandlung gegenÃ¼ber nicht bedÃ¼rftigen behinderten jungen
Menschen fÃ¼hre, u.a. deshalb, weil Art. 3 Abs. 3 Satz 2 des Grundgesetzes (GG)
einen besonderen FÃ¶rderungsauftrag zugunsten behinderter Menschen enthalte
(BSG, Urteil vom 02.02.2012, a.a.O., Rn. 27).

cc) Unter Zugrundelegung dieser MaÃ�gaben dient das Rollfiets dem KlÃ¤ger nicht
nur einer Erweiterung seiner MobilitÃ¤tsmÃ¶glichkeiten, sondern ermÃ¶glicht ihm
insbesondere auch einen Kontakt zu Gleichaltrigen. Insbesondere besteht mit einem
Rollfiets die MÃ¶glichkeit, Unternehmungen mit Gleichaltrigen auÃ�erhalb des
elterlichen Haushalts zu tÃ¤tigen. Somit kann durch das Rollfiets auch dem Aspekt
der VerselbststÃ¤ndigung, der in der Altersphase des KlÃ¤gers eine groÃ�e
Bedeutung erfÃ¤hrt, Rechnung getragen werden. Dass eine Versorgung des
KlÃ¤gers mit einem Rollfiets erforderlich und geeignet i.S.d. Â§ 9 Abs. 3 EinglHV ist,
folgt zur Ã�berzeugung der Kammer auch aufgrund der eingeholten Befundberichte
der den KlÃ¤ger behandelnden Ã�rzte sowie der AusfÃ¼hrungen des gerichtlich
beauftragen SachverstÃ¤ndigen, die das Gericht fÃ¼r schlÃ¼ssig und
Ã¼berzeugen hÃ¤lt. Im Einzelnen:

So ist die den KlÃ¤ger behandelnde OberÃ¤rztin der Klinik fÃ¼r OrthopÃ¤die der
Uniklinik der RWTH in A., Frau Dr. S., in ihrem Befundbericht vom 18.05.2017 der
Auffassung, dass ein Rollfiets geeignet wÃ¤re, den erheblich in seiner
selbstÃ¤ndigen MobilitÃ¤t eingeschrÃ¤nkten KlÃ¤ger Ã¼ber mittlere Distanzen, die
mit dem Rollstuhl mit Schubfunktion nicht erreichbar seien, zu transportieren. Es
wÃ¼rde die Teilhabe am Alltag des KlÃ¤gers entsprechend erleichtern.

Herr Univ.-Prof. Dr. med. H. ist in seinem Befundbericht vom 27.06.2017 der
Auffassung, dass zwar ein Rollfiets keine therapeutische Wirkung auf die Motorik
des KlÃ¤gers habe und eine Fortbewegung nur mit fremder Hilfe und bei langen
Strecken nur durch ein Kraftfahrzeug und einen zusÃ¤tzlichen Rollstuhl erfolgen
kÃ¶nne. FÃ¼r kurze und mittellange Strecken die im Rahmen alltÃ¤glicher
AktivitÃ¤ten anfielen, bei denen der KlÃ¤ger keine Termine wahrnehmen und kein
GebÃ¤ude betreten mÃ¼sse, wÃ¤re das Rollfiets geeignet, ebenso wie fÃ¼r
AusflÃ¼ge. Insbesondere bezÃ¼glich der Teilhabe an familiÃ¤ren AktivitÃ¤ten und
fÃ¼r die Erfahrung von Umwelt und Natur sei das Rollfiets dem Rollstuhl und dem
Kraftfahrzeug deutlich Ã¼berlegen. Daher sei, eine regelmÃ¤Ã�ige Nutzung
vorausgesetzt, insbesondere eine Verbesserung der psychosozialen Situation und
der Teilhabe zu erwarten.

Der den KlÃ¤ger betreuende Physiotherapeut, Herr Z., hat in seinem Befundbericht
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vom 01.07.2017 angegeben, dass aus physiotherapeutischer Sicht die Versorgung
des KlÃ¤gers mit einem Rollfiets empfohlen werde. Der KlÃ¤ger sei ein
fahrradbegeisterter Mensch, der durch die Versorgung wieder an AusflÃ¼gen mit
Freunden und der Familie teilnehmen kÃ¶nne. Dies wÃ¼rde die psychoemotionale
Situation des KlÃ¤gers positiv beeinflussen.

In seinem neuropÃ¤diatrischen Gutachten vom 20.03.2018 gelangt der gerichtlich
beauftragte SachverstÃ¤ndige, der Facharzt fÃ¼r Kinder- und Jugendmedizin Herr
Dr. med. D., nach einer ambulanten Untersuchung des KlÃ¤gers am 07.02.2018 zu
dem Ã¼berzeugenden Ergebnis, dass ein Rollfiets fÃ¼r den KlÃ¤ger eine geeignete
Hilfe zur Milderung der Folgen der Behinderung und zur Sicherung der
gesellschaftlichen Teilhabe darstelle. Eine selbstÃ¤ndige Fortbewegung sei dem
KlÃ¤ger abgesehen von kurzen, ebenen und geraden Strecken in einem
Elektrorollstuhl nicht mÃ¶glich, so dass er bezÃ¼glich der Fortbewegung Ã¼ber
mittlere Strecken auf eine Hilfsperson angewiesen sei. Neben dem
Geschobenwerden durch eine Hilfsperson auf kurzen Strecken und dem Transport
im Rollstuhl mit einem Auto stelle das Rollfiets eine MÃ¶glichkeit der Fortbewegung
Ã¼ber mittlere Strecken mit Hilfe einer Hilfsperson, die keinen FÃ¼hrerschein und
kein Fahrzeug besitzen mÃ¼sse, und an der frischen Luft dar. Eine Beseitigung der
Behinderung des KlÃ¤gers oder eine Verbesserung der motorischen FÃ¤higkeiten
wÃ¼rden durch ein Rollfiets nicht erreicht. Es bestehe die Aussicht, dass eine
Eingliederung des KlÃ¤gers in die Gesellschaft durch das Rollfiets erleichtert werde.
Der KlÃ¤ger habe nach Aussage seiner Eltern ein hohes Interesse an einer
Teilnahme an sozialen Unternehmungen von Gleichaltrigen und insbesondere an
AktivitÃ¤ten seiner BrÃ¼der. So stellten ebenso das Dabeisein beim
FuÃ�balltraining der BrÃ¼der und gemeinsame Einkaufsfahrten als auch
gemeinsame Radtouren der Familie ein wichtiges Ziel des KlÃ¤gers dar. An diesen
AktivitÃ¤ten habe er bis zu seiner Erkrankung mit groÃ�er Motivation und Freude
teilgenommen. Nach Angaben seiner Eltern sei der KlÃ¤ger ein sehr aktiver und
kontaktfreudiger Jugendlicher gewesen. Diese AktivitÃ¤ten definierten somit fÃ¼r
den KlÃ¤ger die wesentlichen Faktoren einer Teilhabe am Leben in der
Gemeinschaft und wÃ¼rden nicht durch die TÃ¤tigkeit in der WfbM kompensiert.
Ein Rollfiets bÃ¶te dem KlÃ¤ger die MÃ¶glichkeit, an diesen AktivitÃ¤ten
gemeinsam mit Gleichaltrigen und seiner Familie trotz seiner schweren
Behinderung weiterhin teilzunehmen. Somit wÃ¼rden dem KlÃ¤ger durch das
Rollfiets die Teilnahme am Leben in der Gemeinschaft bezogen auf spezifische
Situationen wie gemeinsame Aktionen mit seinen BrÃ¼dern und Gleichaltrigen erst
ermÃ¶glicht und bezogen auf familiÃ¤re AktivitÃ¤ten erleichtert.

Nach alldem stellt sich das Rollfiets in der von dem SanitÃ¤tshaus W. GmbH mit
Kostenvoranschlag 22.09.2015 beschriebenen Form als erforderlich und geeignet
dar, damit der KlÃ¤ger die Teilhabeziele des Â§ 55 Abs. 1 SGB IX a.F. verwirklichen
kann.

dd) Der Einwand der Beklagten, der Anspruch des KlÃ¤gers scheitere im Rahmen
des Â§ 9 Abs. 3 EinglhHV daran, dass der KlÃ¤ger das Hilfsmittel nicht bedienen
kÃ¶nne, greift nicht durch. So hat der KlÃ¤ger das Rollfiets bereits getestet. Es geht
bei dem Rollfiets auch nicht darum, dass der KlÃ¤ger etwa das an den Rollstuhl
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gesteckte Fahrrad selbst fahren kÃ¶nnen mÃ¼sste. Denn das Hilfsmittel des
Rollfiets ist ja gerade darauf ausgerichtet, dass es stets von zwei Personen bedient
wird, nÃ¤mlich eine Mittelsperson, die das Fahrrad fÃ¤hrt und dem Menschen mit
Behinderung, der im angesteckten Rollstuhl sitzt. Ein anderes VerstÃ¤ndnis, also
dergestalt, dass bei einem entsprechenden Hilfsmittel, das darauf ausgerichtet ist,
von zwei Personen bedient zu werden, der Mensch mit Behinderung sowohl seinen,
als auch den Teil der Mittelsperson Ã¼bernehmen kÃ¶nnen mÃ¼sste, stÃ¼nde
nach Auffassung der Kammer mit dem Grundrecht Art. 3 Abs. 3 Satz 2 GG sowie
dem Diskriminierungsverbot in Art. 5 Abs. 2 UN-BRK, das unmittelbare Anwendung
findet (vgl. nur BSG, Urteil vom 06.03.2012, B 1 KR 10/11 R, Rn. 29 ff.; vgl. dazu
auch Masuch, in: Hohmann-Dennhardt (Hrsg.), Grundrechte und SolidaritÃ¤t,
Durchsetzung und Verfahren, Festschrift fÃ¼r Renate JÃ¤ger, Kehl am Rhein (2011),
S. 245 (S. 262)) sowie mit Art. 20 UN-BRK nicht in Einklang. Das
Benachteiligungsverbot des Art. 3 Abs. 3 Satz 2 GG erschÃ¶pft sich nicht in der
Anordnung, behinderte und nichtbehinderte Menschen rechtlich gleich zu
behandeln, sondern eine Benachteiligung kann auch bei einem Ausschluss von
Entfaltungs- und BetÃ¤tigungsmÃ¶glichkeiten durch die Ã¶ffentliche Gewalt
gegeben sein (vgl. BSG, Urteil vom 23.07.2014, B 8 SO 14/13 R, Rn. 25, m.w.N.).

ee) Bei der Versorgung mit dem Rollfiets handelt es sich auch um eine notwendige
Leistung i.S.d. Â§ 4 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 und Nr. 4 SGB IX. Hiernach umfassen die
Leistungen zur Teilhabe die notwendigen Sozialleistungen, um unabhÃ¤ngig von der
Ursache der Behinderung u.a. die Behinderung abzuwenden, zu beseitigen, zu
mindern, ihre Verschlimmerung zu verhÃ¼ten oder ihre Folgen zu mildern (Nr. 1)
oder die persÃ¶nliche Entwicklung ganzheitlich zu fÃ¶rdern und die Teilhabe am
Leben in der Gesellschaft sowie eine mÃ¶glichst selbstÃ¤ndige und
selbstbestimmte LebensfÃ¼hrung zu ermÃ¶glichen oder zu erleichtern (Nr. 4). Bei
der Auslegung des Begriffs der "notwendigen Sozialleistungen" sind, wie bereits im
Rahmen der Auslegung der Erforderlichkeit und Geeignetheit i.S.d. Â§ 9 Abs. 3
EinglHV die Wertungen der UN-BKR zu berÃ¼cksichtigen (dazu oben unter II., 3.),
b), bb) der EntscheidungsgrÃ¼nde). Vor diesem Hintergrund stellt sich die
Versorgung des KlÃ¤gers mit dem Rollfiets als notwendig i.S.d. Â§ 4 Abs. 1 Satz 1
Nr. 1 und Nr. 4 SGB IX dar.

Die derzeitige Versorgung mit einem Multifunktionsrollstuhl versetzt den KlÃ¤ger
nicht in die Lage, die Teilhabeziele zu verwirklichen. Bei dem Vortrag der Beklagten,
Gleichaltrige, die wie der KlÃ¤ger im Laufe des Klageverfahrens die VolljÃ¤hrigkeit
erreicht hÃ¤tten, verfÃ¼gten Ã¼ber Kraftfahrzeuge, weshalb es eines Rollfiets nicht
bedÃ¼rfe, ist zunÃ¤chst eine Behauptung ins Blaue hinein. Selbst wenn Freunde
des KlÃ¤gers Ã¼ber eine Fahrerlaubnis und ein Kraftfahrzeug verfÃ¼gen wÃ¼rden,
wÃ¤ren diese im Zweifel nicht behindertengerecht umgebaut. Das im Besitz der
Eltern stehende, behindertengerecht umgebaute Familienfahrzeug muss
volljÃ¤hrigen Freunden des KlÃ¤gers, die Ã¼ber eine Fahrerlaubnis verfÃ¼gen,
nicht zur VerfÃ¼gung gestellt werden. Das Familienauto stellt insoweit kein bereites
Mittel zur Selbsthilfe im Sinne des Â§ 2 SGB XII dar, wobei dieser Vorschrift von
vornherein ohnehin keine anspruchsausschlieÃ�ende Wirkung zukommen kÃ¶nnte
(vgl. nur BSG, Urteil vom 17.07.2008, B 8 AY 5/07 R, Rn. 14 sowie BSG, Urteil vom
26.08.2008, B 8/9b SO 16/07 R, Rn. 15). Denn der KlÃ¤ger ist nicht Besitzer des
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Fahrzeugs und wÃ¤re bei einer Nutzung durch seine Freunde auf die Zustimmung
seiner Eltern angewiesen. Im Ã�brigen wÃ¼rde dies den KlÃ¤ger zur Ã�berzeugung
der Kammer in seiner VerselbstÃ¤ndigung einschrÃ¤nken. SchlieÃ�lich kann die
Beklagte auch nicht einwenden, eine Versorgung des KlÃ¤gers mit einem Rollfiets
sei unnÃ¶tig, da er durch andere, kostengÃ¼nstigere MÃ¶glichkeiten in die
Gesellschaft eingegliedert werden kÃ¶nne. Die Versorgung mit einem Rollfiets stellt
sich nach alledem als angemessen dar, um den KlÃ¤ger im Rahmen seiner
MÃ¶glichkeiten ein Gleichziehen mit Gleichaltrigen zu ermÃ¶glichen (vgl. zu diesem
Aspekt LSG Berlin-Brandenburg, Urteil vom 20.05.2015, B 1 KR 126/12, Rn. 23 ff.).

c) Letztlich liegen auch die einkommens- und vermÃ¶genrechtlichen
Voraussetzungen fÃ¼r eine LeistungsgewÃ¤hrung vor. Denn dem KlÃ¤ger, der
ergÃ¤nzend zu seinem Werkstatteinkommen Leistungen der Grundsicherung im
Alter und bei Erwerbsminderung nach dem Vierten Kapitel des SGB XII bezieht, ist
die Aufbringung der Mittel zur Anschaffung des Rollfiets aus seinem Einkommen und
VermÃ¶gen nach den Â§Â§ 82 ff. bzw. Â§Â§ 90 ff. SGB XII nicht zuzumuten.

III. Die Kostenentscheidung folgt aus Â§ 193 Abs. 1 Satz 1 SGG.

Erstellt am: 08.01.2021

Zuletzt verändert am: 23.12.2024
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